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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 5 R 80/08 B 
 
L 1 R 166/06 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 20 RJ 2834/02 (SG Berlin) 
 
 
 
 
………………………………. , 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ……………………………………..., 

 
 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Berlin-Brandenburg, 
Knobelsdorffstraße 92, 14059 Berlin, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 20. August 2008 durch  

den Vorsitzenden Richter   Dr.  D r e h e r ,   den Richter   Dr.  N e u h a u s 

und die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des  

Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 18. Januar 2008 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 18.1.2008 hat das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg (LSG) einen An-

spruch der Klägerin auf Gewährung von Rente wegen Erwerbsminderung verneint.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin beim Bundessozial-

gericht (BSG) Beschwerde eingelegt. Sie beruft sich auf Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 

Sozialgerichtsgesetz (SGG) und sinngemäß auf das Vorliegen eines Verfahrensmangels iS von 

§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen, da die gerügten Zulassungsgründe nicht ordnungsgemäß dar-

getan worden sind (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG).  

 

Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG liegt vor, wenn die tragenden abstrakten Rechtssätze, 

die zwei Entscheidungen zu Grunde gelegt worden sind, nicht übereinstimmen. Sie kommt nur 

dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von 

einem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten 

Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts aufgestellt hat. Eine Ab-

weichung liegt folglich nicht schon dann vor, wenn die Entscheidung des LSG nicht den 

Kriterien entspricht, die das BSG aufgestellt hat, sondern erst, wenn das LSG diesen Kriterien 

widersprochen, also andere rechtliche Maßstäbe entwickelt hat. Nicht die Unrichtigkeit der Ent-

scheidung im Einzelfall, sondern die Nichtübereinstimmung im Grundsätzlichen begründet die 

Zulassung der Revision wegen Abweichung. Darüber hinaus verlangt der Zulassungsgrund der 

Divergenz, dass die angefochtene Entscheidung auf der Abweichung beruht. Bezogen auf die 

Darlegungspflicht bedeutet das vorstehend Gesagte, dass die Beschwerdebegründung 

erkennen lassen muss, welcher abstrakte Rechtssatz in der höchstrichterlichen Entscheidung 

enthalten ist und welcher in der Entscheidung des LSG enthaltene Rechtssatz dazu in Wider-

spruch steht; ferner muss aufgezeigt werden, dass auch das Revisionsgericht die oberstgericht-

liche Rechtsprechung in einem zukünftigen Revisionsverfahren seiner Entscheidung zu Grunde 

zu legen haben wird (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72 mwN). Diesen 

Darlegungserfordernissen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Die Klägerin sieht eine Divergenz zur Entscheidung des BSG vom 11.5.1999 - B 13 RJ 

71/97 R (SozR 3-2600 § 43 Nr 21), in der ausgeführt werde: 

"Der leicht mißverständliche Begriff der ungewöhnlichen Leistungseinschränkungen 

umschreibt insofern grundsätzlich alle die Einschränkungen, die nicht bereits von dem 

Erfordernis 'körperlich leichte Arbeit' erfaßt werden, also in dieser Hinsicht nicht als 'gewöhn-

lich' angesehen werden können (vgl Loytved, NZS 1999, 276, 278; dazu auch BSG, Beschluss 
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vom 14. Dezember 1998 - B 5 RJ 184/89 B <zur Veröffentlichung in SozR vorgesehen>). 

Demzufolge ist näher zu ermitteln, in welchem Umfang sich diejenigen qualitativen Leistungs-

einschränkungen, die das Feld körperlich leichter Tätigkeiten weiter einengen, zusammen-

genommen auf die Einsetzbarkeit des Versicherten im Arbeitsleben auswirken (vgl BSGE 81, 

15, 18 ff = SozR 3-2200 § 1247 Nr 23)." 

 

Das LSG sei der Einschätzung des Sachverständigen Dr. B.           gefolgt, dass Staub-

belastungen bei der Klägerin zu vermeiden seien, und habe dies unter Bezug auf die genannte 

Entscheidung des BSG als eine zusätzliche Leistungseinschränkung bewertet, die von der 

Begrenzung auf "körperlich leichten Tätigkeiten" nicht umfasst sei. Es gehe davon aus, dass 

dies das Feld körperlich leichter Arbeiten weiter einschränke, führe jedoch fort, dass dies sich 

"jedoch nicht so auf die Einsetzbarkeit der Klägerin auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt auswirkt, 

dass von einer Summierung ungewöhnlicher Leistungseinschränkungen auszugehen ist".  

 

Diesen wiedergegebenen Ausführungen des LSG ist kein Rechtssatz zu entnehmen, es 

handelt sich vielmehr um eine auf den Einzelfall bezogene Feststellung, der ein Widerspruch 

zur zitierten Aussage des BSG nicht zu entnehmen ist, die überdies lediglich eine 

"grundsätzliche" Regel aufstellt und somit Ausnahmen zulässt. Im Wesentlichen wirft die 

Klägerin dem LSG vor, die vom BSG gesetzten Maßstäbe nicht berücksichtigt und auf die 

danach "grundsätzlich" erforderlichen näheren Ermittlungen verzichtet zu haben. Dies reicht 

jedoch nach den og Anforderungen zur Darlegung der Divergenz nicht aus. Missversteht das 

Berufungsgericht einen höchstrichterlichen Rechtssatz und subsumiert deshalb den Sachver-

halt fehlerhaft, kann daraus nicht geschlossen werden, es habe einen divergierenden Rechts-

satz aufgestellt. Vielmehr setzt die Darlegung einer Abweichung voraus, dass die Berufungsent-

scheidung die höchstrichterliche Rechtsprechung in Frage stellt, was nicht der Fall ist, wenn 

das LSG eine höchstrichterliche Entscheidung in ihrer Tragweite für den entschiedenen Fall 

verkannt haben sollte (BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 73 mwN).  

 

Soweit die Klägerin meint, das LSG hätte weitere Ermittlungen anstellen müssen, rügt sie sinn-

gemäß das Vorliegen eines Verfahrensfehlers im Sinne der Verletzung der Sachaufklärungs-

pflicht (§ 103 SGG).  

 

Bei der Rüge eines Verstoßes gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) 

muss die Beschwerdebegründung folgende Punkte enthalten: (1) Bezeichnung eines für das 

Revisionsgericht ohne weiteres auffindbaren Beweisantrags, dem das LSG nicht gefolgt ist, (2) 

Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, auf Grund deren bestimmte Tatfragen als 

klärungsbedürftig hätten erscheinen müssen, (3) Darlegung der von dem betreffenden Beweis-

antrag berührten Tatumstände, die zu weiterer Sachaufklärung Anlass gegeben hätten, (4) 

Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen Beweisaufnahme und (5) 

Schilderung, dass und warum die Entscheidung des LSG auf der angeblich fehlerhaft unter-
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lassenen Beweisaufnahme beruhen kann, das LSG mithin bei Kenntnis des behaupteten 

Ergebnisses der unterlassenen Beweisaufnahme von seinem Rechtsstandpunkt aus zu einem 

anderen, dem Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte gelangen können (BSG SozR 

4-1500 § 160a Nr 3 mwN). Diesen Erfordernissen wird die Beschwerdebegründung nicht 

gerecht. 

 

Die Klägerin hat nicht dargetan, dass sie einen Beweisantrag vor dem LSG gestellt habe, um 

die nach ihrer Auffassung erforderliche weitere Klärung der Frage zu erreichen, ob sie mit dem 

festgestellten Leistungsvermögen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt noch Arbeiten verrichten 

könne.  

 

Die nicht ordnungsgemäß begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 

SGG iVm § 169 Satz 3 SGG ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter als unzulässig zu ver-

werfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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